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Neues aus Berlin . Bundesregierung bringt umstrittene Grundsteuer-Reform auf den 
Weg  
 
Weil die Wertermittlung für die Grundsteuer verfassungswidrig ist, muss der Gesetzgeber spätestens 
bis Ende 2019 eine Neuregelung treffen. Über die Ausgestaltung der Reform wurde in den ver-
gangenen Monaten heftig diskutiert. Kurz vor der Sommerpause hat sich die Große Koalition nun auf 
einen Kompromiss verständigt und drei miteinander verbundene Gesetzesentwürfe auf den Weg 
gebracht. 
 
Das dreistufige Verfahren (Bewertung, Steuermessbetrag, Hebesatz der Gemeinde) soll erhalten 
bleiben. Bei der Neubewertung des Grundbesitzwerts soll es insbesondere auf folgende Faktoren an-
kommen:  
 

Ø Wert des Bodens (Bodenrichtwert),  
Ø Höhe der statistisch ermittelten Nettokaltmiete,  
Ø Grundstücksfläche,  
Ø Immobilienart und  
Ø Alter des Gebäudes.  

 
Die Bundesländer sollen aber die Möglichkeit erhalten, hiervon abzuweichen und eigene Berech-
nungsmodelle einzuführen. Diese Öffnungsklausel ist im Kern ein Kompromiss, denn Bayern hatte bei 
den Verhandlungen ein reines Flächenmodell gefordert.  
 
Die Bewertung der Grundstücke nach neuem Recht soll erstmals zum 01. Januar 2022 erfolgen. Die 
neuen Regelungen zur Grundsteuer – entweder bundesgesetzlich oder landesgesetzlich – gelten 
dann ab 01. Januar 2025. Bis dahin gilt das bisherige Recht weiter. 
 
Tipp: Nach dem Gesetzentwurf soll sich das Gesamtaufkommen der Grundsteuer nicht verändern. 

Fest steht aber bereits jetzt, dass einige Bürger mehr und andere weniger zahlen müssen. 
Verlierer und Gewinner stehen aber noch nicht fest. Denn dies hängt nicht zuletzt davon ab, 
ob bzw. welche Kommunen ihre Hebesätze anpassen werden. 

 
 
Neues aus Berlin . Steuerliche Förderung für Mietwohnungsneubau in „trockenen 
Tüchern“ 
 
Eigentlich sollte das Gesetz zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus bereits in Kraft 
sein. Doch der Bundesrat hatte es kurzfristig von der Tagesordnung der letzten Sitzung in 2018 ge-
nommen. Die erforderliche Zustimmung hat der Bundesrat nun am 28. Juni 2019 nachgeholt, sodass 
die Förderung einen Tag nach der Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft treten kann.  
 
Damit Mietwohnungen im unteren und mittleren Preissegment geschaffen werden, gewährt der 
Gesetzgeber als Anreiz eine Sonderabschreibung, die bis zu 5 % im Jahr der Anschaffung oder Her-
stellung und in den folgenden drei Jahren beträgt. Insgesamt können damit in den ersten vier Jahren 
bis zu 20 % zusätzlich zur regulären Abschreibung abgeschrieben werden.  
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Es existieren zwei Kappungsgrenzen. Generelle Inanspruchnahme: Die Sonderabschreibung wird nur 
gewährt, wenn die Anschaffungs- / Herstellungskosten € 3.000,00 pro qm Wohnfläche nicht über-
steigen. Bemessungsgrundlage der Sonderabschreibung: Steuerlich gefördert werden nur Kosten bis 
max. € 2.000,00 pro qm Wohnfläche. 
 
Zudem setzt die Sonderabschreibung voraus, dass neuer Wohnraum zur entgeltlichen Überlassung 
zu Wohnzwecken über einen Zeitraum von zehn Jahren entsteht. 
 
Gefördert werden nur Baumaßnahmen aufgrund eines nach dem 31. August 2018 und vor dem 
01. Januar 2022 gestellten Bauantrags oder – falls eine Baugenehmigung nicht erforderlich ist – einer 
in diesem Zeitraum getätigten Bauanzeige. Aber nicht nur die Herstellung neuer Wohnungen ist be-
günstigt, sondern auch deren Anschaffung – vorausgesetzt diese erfolgt bis zum Ende des Jahres der 
Fertigstellung. Auch hier wird auf das Datum des Bauantrags bzw. der Bauanzeige abgestellt. 
 
Tipp: Sonderabschreibungen sind letztmalig im Jahr 2026 möglich – und zwar auch dann, wenn der 

Abschreibungszeitraum in 2027 noch nicht abgelaufen ist. 
 
 
Kassenführung . Anwendungserlass zur Buchführung und Aufzeichnung mit elek-
tronischen Kassen 
 
Durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen vom 
22. Dezember 2016 wurde mit § 146a der Abgabenordnung (AO) eine Ordnungsvorschrift für die 
Buchführung und Aufzeichnung mittels elektronischer Aufzeichnungssysteme eingeführt. Das Bundes-
finanzministerium hat am 17. Juni 2019 einen Anwendungserlass veröffentlicht, der § 146a AO näher 
präzisiert.  
 
Bestimmte elektronische Aufzeichnungssysteme müssen ab dem 01. Januar 2020 grundsätzlich über 
eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung (TSE) verfügen, die aus drei Bestandteilen besteht: 
einem Sicherheitsmodul, einem Speichermedium und einer digitalen Schnittstelle.  
 
Bereits in 2017 erfolgte durch die Kassensicherungsverordnung eine Präzisierung: Hier wurde u. a. 
geregelt, welche elektronischen Aufzeichnungssysteme über eine TSE verfügen müssen. Das sind: 
elektronische oder computergestützte Kassensysteme oder Registrierkassen einschließlich tablet-
basierter Kassensysteme oder Softwarelösungen (z. B. Barverkaufsmodule). 
 
Nicht zu den elektronischen Aufzeichnungssystemen im Sinne des § 146a Abs. 1 AO gehören u. a.: 
Fahrscheinautomaten, elektronische Buchhaltungsprogramme, Geldautomaten, Taxameter, Weg-
streckenzähler und Geldspielgeräte. 
 
Zeitliche Übergangsregelung  
 
Nach dem 25. November 2010 und vor dem 01. Januar 2020 angeschaffte Registrierkassen, die die 
Anforderungen der 2. Kassenrichtlinie (u. a. Einzelaufzeichnungspflicht) erfüllen, aber bauartbedingt 
nicht mit einer TSE aufgerüstet werden können, dürfen bis Ende 2022 weiterverwendet werden. Die 
Nachweise, dass diese Voraussetzungen vorliegen, sind für die eingesetzte Registrierkasse der 
Systemdokumentation beizufügen (z. B. durch eine Bestätigung des Kassenherstellers). Diese Aus-
nahme gilt nicht für PC-Kassensysteme!  
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Einige Kassenhersteller haben in den vergangenen zwei Jahren mit einer Garantieerklärung für ihre 
Kassen geworben, dass diese mit einer TSE ausgerüstet werden können. Diese Kassen müssen bis 
zum 31. Dezember 2019 aufgerüstet werden! 
 
Mitteilungspflicht  
 
Eine Pflicht zur Nutzung elektronischer Aufzeichnungssysteme besteht weiterhin nicht. Neu ist aber, 
dass Steuerpflichtige dem Finanzamt eine Mitteilung (nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck) 
machen müssen, wenn sie aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfälle oder andere Vorgänge mit 
einem elektronischen Aufzeichnungssystem erfassen (§ 146a Abs. 4 AO). Die meldepflichtigen 
Punkte werden in dem Anwendungserlass näher erläutert. 
 

Ø Die Mitteilung ist innerhalb eines Monats nach Anschaffung oder Außerbetriebnahme des 
elektronischen Aufzeichnungssystems zu erstatten. Hiervon gibt es folgende Ausnahmen: 

 
Ø Registrierkassen, für die die Übergangsregelung gilt (vgl. oben), unterliegen im Übergangs-

zeitraum keiner Mitteilungspflicht. 
 
Die Mitteilung für elektronische Systeme, die unter § 146a AO in Verbindung mit der Kassen-
sicherungsverordnung fallen und vor dem 01. Januar 2020 angeschafft wurden, muss bis zum 
31. Januar 2020 erfolgen. 
 
Der Deutsche Steuerberaterverband hat kritisiert, dass bislang (Stand 07. März 2019) keine Kassen 
mit einer TSE erhältlich sind. Abhängig davon, wann dies erstmals möglich sein wird, kann das zu 
einer Verdichtung der Meldungen führen bzw. bleibt für die Meldungen wenig Zeit.  
 
Belegerteilungspflicht 
 
Ab dem 01. Januar 2020 muss jedem Kunden ein Beleg ausgehändigt werden. Der Kunde ent-
scheidet dann eigenständig darüber, was er mit dem Beleg macht. In dem Anwendungserlass wurden 
die Anforderungen an den Beleg und die Belegausgabe nun präzisiert. 
 
Die Belegausgabepflicht hat jedoch nur derjenige zu befolgen, der Geschäftsvorfälle mithilfe eines 
elektronischen Aufzeichnungssystems im Sinne des § 146a Abs. 1 AO erfasst. 
 
Der Beleg kann nach der Kassensicherungsverordnung elektronisch oder in Papierform zur Verfügung 
gestellt werden. Eine elektronische Bereitstellung des Belegs bedarf der Zustimmung des Kunden, die 
allerdings keiner besonderen Form bedarf.  
 
Ein elektronischer Beleg gilt als bereitgestellt, wenn dem Kunden die Möglichkeit der Entgegennahme 
des elektronischen Belegs gegeben wird. Unabhängig von der Entgegennahme ist der elektronische 
Beleg in jedem Fall zu erstellen. Die Sichtbarmachung eines Belegs an einem Bildschirm des 
Unternehmers (Terminal/Kassendisplay) allein reicht nicht aus. 
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Einkommensteuer . Vorfälligkeitsentschädigung bei Beendigung der doppelten 
Haushaltsführung nicht abziehbar 
 
Wird die Wohnung am Beschäftigungsort anlässlich der Beendigung einer beruflich veranlassten 
doppelten Haushaltsführung veräußert, ist eine dabei anfallende Vorfälligkeitsentschädigung nicht als 
Werbungskosten zu berücksichtigen. So lautet eine Entscheidung des BFH vom 03. April 2019. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Zusammen zur Einkommensteuer veranlagte Eheleute unterhielten im Streitjahr (2012) in K einen 
gemeinsamen Hausstand. Der Ehemann war bis Ende 2011 in B nichtselbstständig tätig und wohnte 
dort in einer Eigentumswohnung, die die Eheleute als hälftige Miteigentümer in 2003 erworben hatten. 
Zur Finanzierung hatten die Eheleute gesamtschuldnerisch zwei (Fest-) Darlehen aufgenommen, von 
denen das Darlehen Nr. X bis zum 30. November 2013 zurückzuzahlen war. Das Darlehen war nicht 
mit der Eigentumswohnung besichert. 
 
Im November 2011 veräußerten die Eheleute die Wohnung in B. Der Verkaufserlös floss im 
Januar 2012 zu. Im April 2012 leisteten die Eheleute für die vorzeitige Rückzahlung des Darlehens 
Nr. X eine Vorfälligkeitsentschädigung. Strittig war nun, ob die Vorfälligkeitsentschädigung zu notwen-
digen Mehraufwendungen einer doppelten Haushaltsführung (= Werbungskosten) führt. 
 
Nach der Entscheidung des BFH ist die aus der vorzeitigen Darlehenstilgung resultierende Vorfällig-
keitsentschädigung wegen des Wohnungskaufs am Beschäftigungsort angefallen. Folglich handelt es 
sich hierbei nicht um Mehraufwendungen, die wegen der doppelten Haushaltsführung (oder deren 
Beendigung) entstanden sind. Vielmehr ist die Vorfälligkeitsentschädigung das Ergebnis der auf eine 
vorzeitige Kreditablösung gerichteten Änderung des ursprünglichen Darlehensvertrags.  
 
Tipp:  Soweit der Verkauf – z. B. als privates Veräußerungs- bzw. Spekulationsgeschäft – zu ver-

steuern wäre, ist die Vorfälligkeitsentschädigung aber als Veräußerungskosten in die 
Ermittlung des Veräußerungsgewinns/-verlusts einzubeziehen.  

 
 
Einkommensteuer . Einrichtungsgegenstände bei doppelter Haushaltsführung 
weiter voll abzugsfähig 
 
Bei einer beruflich veranlassten doppelten Haushaltsführung können Arbeitnehmer Unterkunftskosten 
seit 2014 nur noch bis maximal € 1.000,00 im Monat als Werbungskosten abziehen. Zu diesen Unter-
kunftskosten zählte die Finanzverwaltung bisher auch die Aufwendungen für Einrichtungsgegenstände 
und Hausrat. Dieser profiskalischen Sichtweise hat der BFH aber am 04. April 2019 eine Absage 
erteilt. 
 
Der Kläger begründete im Streitjahr 2014 eine beruflich veranlasste doppelte Haushaltsführung und 
mietete am Ort seiner ersten Tätigkeitsstätte eine Zwei-Zimmer-Wohnung an.  
 
Die Aufwendungen für die Miete nebst Nebenkosten sowie Anschaffungskosten für die Einrichtung 
machte er als Werbungskosten geltend. Das Finanzamt erkannte die Aufwendungen aber nur in Höhe 
von € 1.000,00 pro Monat an, da die Abzugsfähigkeit nach der gesetzlichen Neuregelung auf diesen 
Höchstbetrag begrenzt sei.  
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Nach erfolglosem Einspruchsverfahren wandte sich der Arbeitnehmer an das Finanzgericht 
Düsseldorf. Und dieses entschied: Die Kosten der Einrichtung (Abschreibungen auf angeschaffte Ein-
richtungsgegenstände und Aufwendungen für geringwertige Wirtschaftsgüter) sind keine Kosten der 
Unterkunft und daher nicht mit dem Höchstbetrag abgegolten. Da die übrigen Kosten unter dem 
Höchstbetrag lagen, waren die Aufwendungen voll abzugsfähig.  
 
In der Revision hat der BFH die Vorinstanz bestätigt. Nach der gesetzlichen Regelung sind nur die 
Kosten der Unterkunft auf € 1.000,00 gedeckelt.  
 
Zu diesen Kosten zählt vor allem die Bruttokaltmiete; bei einer Eigentumswohnung die Abschrei-
bungen auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten sowie die Zinsen für Fremdkapital, soweit sie 
auf den Zeitraum der Nutzung entfallen. Aber auch die (warmen und kalten) Betriebskosten ein-
schließlich der Stromkosten gehören zu diesen Unterkunftskosten. 
 
Von dem Höchstbetrag nicht umfasst sind Aufwendungen für Einrichtungsgegenstände und Hausrat. 
Hierbei handelt es sich um sonstige Mehraufwendungen einer doppelten Haushaltsführung, die unter 
den allgemeinen Voraussetzungen als Werbungskosten abziehbar sind. 
 
Tipp:  Hat der Steuerpflichtige eine möblierte Wohnung angemietet, ist dies regelmäßig mit einem 

gesteigerten Nutzungswert verbunden, der sich häufig auch in einer höheren Miete nieder-
schlägt. Soweit der Mietvertrag keine Aufteilung der Miete für die Überlassung der Wohnung 
und der Möbelstücke enthält – wie es in der Regel der Fall sein wird –, ist die Miete im Schätz-
wege aufzuteilen.  

 
 
Einkommensteuer . Keine Steuerermäßigung bei Kostenübernahme für andere 
Personen im Pflegeheim  
 
Die tarifliche Einkommensteuer wird für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder für die Inan-
spruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen auf Antrag um 20 % (höchstens € 4.000,00) der 
Aufwendungen des Steuerpflichtigen ermäßigt. 
 
Diese Steuerermäßigung gilt auch für die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungsleistungen 
sowie für Aufwendungen, die einem Steuerpflichtigen wegen der Unterbringung in einem Heim oder 
zur dauernden Pflege erwachsen, soweit darin Kosten für Dienstleistungen enthalten sind, die mit 
denen einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind. 
 
Der BFH hat am 03. April 2019 entschieden, dass die Steuerermäßigung für Aufwendungen, die 
einem Steuerpflichtigen wegen der Unterbringung in einem Heim oder zur dauernden Pflege 
erwachsen, nur für die eigene Heimunterbringung oder für die eigene Pflege des Steuerpflichtigen in 
Anspruch genommen werden kann.  
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Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Die von ihrem Sohn (S) vertretene Mutter (M) schloss mit einer Seniorenresidenz einen Wohn- und 
Betreuungsvertrag. M bewohnte hier ein Ein-Bett-Zimmer und war in die (damalige) „Pflegestufe Null“ 
eingestuft. Die Beträge für Unterkunft, Pflegeaufwand, Investitionskosten und Verpflegung wurden von 
dem Konto des S abgebucht, der in seiner Steuererklärung eine Steuerermäßigung für die Aufwen-
dungen für Pflege und Verpflegung begehrte. Doch dies lehnten das Finanzamt und das Finanzgericht 
Hessen ab.  
 
Nach Ansicht des Finanzgerichts setzt eine Steuerermäßigung einen eigenen Haushalt des Be-
wohners voraus, was im Streitfall nicht vorlag. Zudem stellt das Gesetz ausdrücklich auf den Steuer-
pflichtigen ab. Der pflegebedürftigen Person müssen die Aufwendungen wegen der Unterbringung in 
einem Heim also selbst erwachsen.  
 
Entscheidung und Anmerkungen 
 
Der BFH bestätigte die Vorentscheidung. Denn es handelte sich nicht um Aufwendungen, die dem S 
wegen seiner eigenen Unterbringung oder zu seiner eigenen Pflege entstanden sind. Eine Kosten-
übernahme für andere Personen ist nicht begünstigt. 
 
Mit der Begründung des Finanzgerichts „kein eigener Haushalt“ befasste sich der BFH nicht. Dies 
wäre jedoch interessant gewesen, zumal selbst die Finanzverwaltung hier eine großzügigere 
Sichtweise hat. 
 
Ein steuermindernder Abzug wäre grundsätzlich auch nach anderen Bestimmungen möglich gewesen 
– doch auch dieser scheiterte: Einen Abzug als Unterhaltsleistungen erkannte das Finanzamt wegen 
der (hohen) Einkünfte und Bezüge der M nicht an. Weil M in die (damalige) „Pflegestufe Null“ einge-
stuft und somit nicht krank war, scheiterte auch ein Abzug als außergewöhnliche Belastungen. 
 
Tipp: Die Frage, ob M Aufwendungen des S für ihre Unterbringung in dem Heim als Drittaufwand 

unter dem Gesichtspunkt des abgekürzten Zahlungswegs abziehen kann, musste der BFH 
nicht entscheiden, da es in dem Verfahren um die Einkommensteuer des S ging.  

 
 
Einkommensteuer . Ermäßigte Besteuerung bei Überstundenvergütungen für 
mehrere Jahre? 
 
Auf eine Überstundenvergütung, die wegen eines Aufhebungsvertrags für mehrere Jahre in einer 
Summe ausbezahlt wird, ist der ermäßigte Steuersatz für außerordentliche Einkünfte („Fünftel-
Regelung“) anwendbar. Dies hat das Finanzgericht Münster entschieden.  
 
Der Entscheidung vom 23. Mai 2019 lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Arbeitnehmer erbrachte in 2013 bis 2015 insgesamt 330 Überstunden. Wegen einer längeren 
Erkrankung schloss er mit seinem Arbeitgeber in 2016 einen Aufhebungsvertrag. Dieser sah u. a. vor, 
dass die Überstunden mit € 6.000,00 vergütet werden sollten. Daneben erhielt der Arbeitnehmer in 
2016 eine Zahlung für nicht genommene Urlaubstage, eine Rente sowie Lohnersatzleistungen.  
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Das Finanzamt unterwarf die Überstundenvergütung dem Regelsteuersatz – allerdings zu Unrecht, 
wie nun das Finanzgericht Münster befand. 
 
Die Überstundenvergütung ist eine Vergütung für mehrjährige Tätigkeit und kann, so das Finanz-
gericht, nicht anders behandelt werden als eine Lohnnachzahlung für die reguläre Arbeitsleistung.  
 
Die ermäßigte Besteuerung setzt grundsätzlich voraus, dass die Vergütung in einem Veranlagungs-
zeitraum „zusammengeballt“ zufließt. Und dies war hier erfüllt, da die Überstunden in 2016 in einer 
Summe ausgezahlt wurden. 
 
Tipp: Mit dieser Entscheidung hat das Finanzgericht Münster der anderslautenden Sichtweise des 

Finanzgerichts Hamburg vom 02. Juli 2002 widersprochen. Da der BFH die Frage, ob 
Zahlungen für geleistete Mehrarbeit tarifbegünstigt sind, bisher ausdrücklich offengelassen 
hat, darf man gespannt sein, wie der BFH nun in der Revision entscheiden wird. 

 
 
Arbeits- und Sozialrecht . Ist nicht unfallversichert - Spazierengehen in der Mittags-
pause 
 
LSG Hessen, Urteil vom 24.07.2019, Az.: L 9 U 208/17  
 
Arbeitnehmer sind gesetzlich unfallversichert, solange sie eine betriebsdienliche Tätigkeit verrichten. 
Spazierengehen in einer Arbeitspause stellt jedoch eine eigenwirtschaftliche Verrichtung dar. Verun-
glückt ein Versicherter hierbei, ist dies daher kein Arbeitsunfall im Sinne der gesetzlichen Unfallver-
sicherung.  
 
Der Kläger arbeitet als Fondsmanager bei einer Investmentgesellschaft. Seine Arbeits- und Pausen-
zeiten konnte er weitgehend frei bestimmen. Eines Tages verließ der Kläger das Firmengelände für 
einen Spaziergang. Dabei stolperte er über eine Steinplatte und verletzte sich nicht unerheblich. Nach 
der Meldung erkannte die zuständige Berufsgenossenschaft diesen Vorfall jedoch nicht als Arbeits-
unfall an. Der Versicherte sei während einer Pause verunglückt, die ein eigenwirtschaftliches Gepräge 
gehabt habe. Der Kläger wandte ein, die Pause sei aufgrund seiner Arbeitsbelastung zur Fortsetzung 
der Arbeit erforderlich gewesen. 
 
Eine Klage auf Anerkennung als Arbeitsunfall blieb erfolglos. Die Richter beider Instanzen folgten im 
Ergebnis der Rechtsauffassung der Berufsgenossenschaft. Sie bestätigte, dass die Tätigkeit des 
Klägers im Unfallzeitpunkt eine eigenwirtschaftliche Verrichtung gewesen sei, die nicht gesetzlich 
unfallversichert war, denn Spazierengehen sei keine "Haupt- oder Nebenpflicht" aus dem Beschäfti-
gungsverhältnis des verunglückten Klägers. Spazierengehen sei vielmehr eine privatnützige Ver-
richtung, vergleichbar mit Einkaufen, Essen, Trinken, Joggen und Fernsehen. Auch erkannten die 
Richter nicht, dass der versicherte Kläger einer besonderen betrieblichen Belastung ausgesetzt 
gewesen sein soll, die ausnahmsweise einen Versicherungsschutz für den Spaziergang begründen 
könne. Ferner bestehe prinzipiell keine arbeitsrechtliche Verpflichtung zu gesundheitsfördernden, der 
Aufrechterhaltung der Arbeitsfähigkeit dienenden Handlungen, so die Richter weiter. 
 
Die Revision wurde nicht zugelassen, das Urteil ist somit rechtskräftig. 
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Vertragsrecht . Unwirksam – Vorformulierte „Trinkgeldempfehlung“ in AGB 
 
OLG Koblenz, Beschluss vom 14.06.2019, Az.: 2 U 1260/17 
 
Ferienzeit gleich Reisezeit. So manch einer gönnt sich da eine der, trotz CO2-Debatte immer beliebter 
werdenden Kreuzfahrten. Aber auch hier kann es sich lohnen einmal die Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen (AGB) als Urlaubslektüre zu studieren. Findet sich dort nämlich eine vom Reiseveran-
stalter für die Kreuzfahrt vorformulierte „Trinkgeldempfehlung“, der zufolge ein pauschaliertes Trink-
geld vom Bordkonto des Reisenden abgebucht wird solange dieser nicht widerspricht, benachteiligt 
dies den Reisenden unangemessen, so das OLG Koblenz. 
 
Der beklagte Reiseveranstalter hatte in dem konkreten Reiseprospekt folgende Klausel verwendet: 
„Trinkgeldempfehlung: Sie sind sicher gerne bereit, die Leistung der Servicecrew durch Trinkgeld zu 
honorieren. Hierfür wird auf Ihrem Bordkonto ein Betrag in Höhe von € 10,00 pro Person / Nacht an 
Bord gebucht, die Sie an der Rezeption kürzen, streichen oder erhöhen können." Diese „Empfehlung“ 
war Stein des Anstoßes, weshalb die Gerichtsbarkeit mit an Bord geholt wurde. 
 
Bereits das Landgericht verurteilte den Reiseveranstalter es zu unterlassen, in Reiseverträgen, die mit 
Verbrauchern geschlossen werden, diese Klausel zu verwenden oder sich bei der Abwicklung solcher 
Reiseverträge auf diese Klausel zu berufen.  
 
Auf die Berufung des beklagten Reiseveranstalters, wurde diese Entscheidung nun von der nächsten 
Instanz bestätigt. Auch nach Ansicht des OLG-Richters handele es sich bei der „Trinkgeldempfehlung" 
um eine den Verbraucher unangemessen benachteiligende AGB. Eine vorformulierte Erklärung sei 
bereits dann als AGB einzuordnen, wenn sie nach ihrem objektiven Wortlaut den Eindruck hervorrufe, 
dass damit der Inhalt des Vertrages festgelegt werden soll. Das sei hier der Fall. Denn die Katalog-
angaben würden regelmäßig Vertragsinhalt, wenn der Reisende sich auf der Grundlage des Reise-
prospekts für die Reise entscheide und es bei Abschluss des Reisevertrages insoweit nicht zu 
Änderungen komme. 
 
Die „Trinkgeldempfehlung" unterliege daher der gesetzlichen Inhaltskontrolle, welche festlege, dass 
eine AGB unwirksam ist, wenn sie den Vertragspartner unangemessen benachteiligt (§ 307 BGB). Die 
unangemessene Benachteiligung liege hier nach Ansicht der Richter in der vorgegebenen Wider-
spruchslösung. Denn in der Folge werde der Reisende „stillschweigend", ohne dass zuvor eine aus-
drückliche Vereinbarung darüber getroffen wurde, zu einer über den Reisepreis hinausgehenden 
Zahlung verpflichtet. Das Gesetz schreibe jedoch für Verbraucherverträge vor, dass eine Verein-
barung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des 
Verbrauchers gerichtet ist, ausdrücklich getroffen werden muss (§ 312a Absatz 3 Satz 1 BGB). 
 
Diese Reise hatte juristisch dann aber vor dem OLG ein Ende, denn die Entscheidung ist rechts-
kräftig. 
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Wettbewerbsrecht . Irreführend – „Kinderwunsch-Tee” muss Empfängnis auch 
wirklich fördern 
 
OLG Köln, Urteil vom 21.06.2019, Az.: 6 U 181/18 
 
Sofern ein Vertreiber eines „Kinderwunsch-Tees“ nicht einen allgemein anerkannten wissenschaft-
lichen Nachweis dafür erbringen kann, dass sich der Genuss des Tees förderlich auf die Empfängnis 
auswirkt, darf er einen solchen nicht unter dieser Bezeichnung vertreiben. Dies hat das OLG Köln 
nunmehr entschieden. 
 
Das beklagte Lebensmittelunternehmen vertrieb einen Kräutertee mit der Bezeichnung „Kinder-
wunsch-Tee" mit Werbeaussagen, wonach der Tee Pflanzenstoffe enthalte, die in der Erfahrungs-
heilkunde angewendet werden würden, um den Zyklus zu harmonisieren und so den Eisprung zu 
fördern. Zudem wurde damit geworben, dass „Lemongras entspannend auf den Körper wirke und 
Stress abbaue“, so dass man sich „ganz auf die Schwangerschaft einlassen könne“. Dem nicht genug 
wurden einigen der verwendeten Inhaltsstoffe eine „luststeigernde Wirkung nachgesagt“. 
 
Klingt zwar in gewissen Lebenslagen gut, war jedoch nicht wissenschaftlich bestätigt. 
 
Der Kläger, ein Wettbewerbsverband, empfand diese „Beweihräucherung“ also als irrführend und 
nahm die Beklagte auf Unterlassung der Benennung und die beschriebene Werbung in Anspruch.  
 
Bereits das Landgericht Köln hatte der Unterlassungsklage stattgegeben, die nun von dem OLG 
bestätigt wurde. Die Beklagte habe gesundheitsbezogene Angaben bezüglich eines Lebensmittels 
gemacht, die sie nicht auf allgemein anerkannte wissenschaftliche Nachweise stützen könne. Die 
Werbung sei so zu verstehen, dass der Tee Probleme, die einer Empfängnis im Wege stünden, 
lindere und so die Empfängnis ermögliche. Nach der einschlägigen „Health Claims Verordnung“ 
(Art. 5, 6, 10 HCVO) seien solche gesundheitsbezogenen Angaben jedoch nur zulässig, wenn sie auf 
allgemein anerkannte wissenschaftliche Nachweise gestützt und dadurch abgesichert seien. Einen 
solchen Nachweis hätten die Beklagten aber nicht vorgelegt. 
 
Mindestvoraussetzung für einen Nachweis sei, dass die behaupteten Ergebnisse aufgrund von 
Forschungen begründet werden. Die Behauptung von Indikationen oder Wirkweisen ohne Nachweise 
oder weitere Erörterung, wie diese Ergebnisse zustande gekommen sind, genügten insoweit nicht. 
Auch die Bezugnahme auf eine „volksmedizinische Verwendung" stelle keinen wissenschaftlichen 
Nachweis dar, so die Richter.  
 
Die Revision wurde nicht zugelassen, sodass die Entscheidung rechtskräftig ist. 
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